


N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 15. September 1994 

Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.12 Uhr


                 Ende: 22.47 Uhr

Sitzungsunterbrechung:  17.20 Uhr - 17.28 Uhr




18.01 Uhr - 18.19 Uhr




21.01 Uhr - 21.26 Uhr




21.47 Uhr - 21.57 Uhr

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer




1. Stellv. Stadtpräsidentin Schattke

1. Schriftführer/in:
Herr Kratzat




Herr Schwardt

2. Schriftführer/in:
Herr Peters




Frau Martens

Ratsmitglieder:

Herr Altewolf, Frau Dickhoff, Herr Diester,

Frau Engelke, Herr Finger, Herr Harms, Herr Heinemann, Frau Helmig, Frau Hillebrand, Herr Huckriede,

Frau Jöhnck, Frau Jöhnk, Herr Kähler, Herr Kaiser, Herr Kempe, Herr Kirkskothen, Frau Koder, Herr Kottek, Herr Kramer, Herr Kratzat, Frau Kühl, Frau Lebert, Herr Lindner, Herr Malonn, Frau Martens, Herr Moriz, Frau Napieralla, Frau Nitschke-Frank, Herr Oschmann, Frau Pahnke, Herr Peters, Herr Petersen, Herr Raupach, Frau Reyer, Herr Rogacki, Frau Schattke,




Frau Schuckenböhmer, Herr Schwardt, Frau Siebke,




Herr Silz, Herr Tank, Herr Tovar, Herr Tschorn,




Herr Voigt, Herr Wetzel, Herr Witt,




Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

Frau Engelke, Frau Helmig, Frau Jöhnck,

entschuldigt:

Frau Kühl, Frau Napieralla, Herr Oschmann, Herr Witt

Es kommen später:
Herr Kaiser, Herr Kramer, Herr Dr. Piltz

Hauptamtliche

Magistratsmitglieder:
Oberbürgermeister Dr. Kelling, Bürgermeister Zimmer,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:

Herr Thode (Amt für Bürgerangelegenheiten und






Zentrale Dienste)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die 

Anwesenden. Sie teilt mit, daß sich 7 Ratsmitglieder entschuldigt haben und 3 später kommen werden, so daß zu Beginn der Sitzung 39 und später 42 Mit​glieder der ratsversammlung anwesend sein müßten.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Beschlußfähigkeit fest.

Da die 2. Stellv. Schriftführerin, Frau Engelke, nicht anwesend ist, hat sich für die heutige Sitzung Frau Martens für dieses Amt zur Verfügung ge​stellt.


Im Kreis der Ratsversammlung erhebt sich kein Widerspruch.

2. Verpflichtung eines neuen Ratsmitgliedes

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß Ratsherr Thomas Wolff mit  Schreiben vom 1. August 1994 mitgeteilt hat, daß er sein Mandat zum 1. August 1994 niedergelegt hat.

Zur Nachfolge hat der Oberbürgermeister als Gemeindewahlleiter mit Schrei​ben vom 9. August 1994 mitgeteilt:

"Als Nachfolger für den ausgeschiedenen Ratsherrn Wolff habe ich den in der



Liste der Stadt-Union-Kiel unter lfd. Nr. 6 aufgeführten


Herrn Dr. Andreas Piltz,


Dänischenhagener Straße 32, 24159 Kiel,


festgestellt."

Die Annahmeerklärung von Herrn Dr. Andreas Piltz liegt vor. Er ist offi-


ziell seit dem 17. August 1994 Mitglied der Ratsversammlung.

Herr Dr. Piltz hat mitgeteilt, daß er aus beruflichen Gründen erst später eintreffen wird. Die Stadtpräsidentin wird seine Vereidigung dann bei sei​nem Eintreffen im Laufe der Ratsversammlung vornehmen.

Anschließend weist Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) die vom zurückge​tretenen Ratsherr Thomas Wolff pauschal erhobenen Vorwürfe gegen die Mit​glieder der Ratsversammlung in aller Schärfe zurück. Die von Herrn Wolff öffentlich vorgenommene Unterstellung, die Ratsmitglieder betrieben mit Hilfe ihres Mandates unter anderem ausschließlich eigene persönliche Vor​teilsnahme, sei natürlich absurd; sie habe ihn aufgefordert, entweder Be​weise vorzulegen oder sich in angemessener Form öffentlich zu entschuldi​gen.

Aufgrund des erfolgten Rücktritts Wolffs habe der Ältestenrat einvernehm-


lich auf eine Strafanzeige verzichtet.

3. Genehmigung der Tagesordnung 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung recht​zeitig - 7 Tage vorher - zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehörigen Nachtrags-Tagesordnungen sind


- mit einer Zusammenstellung vom 12 September 1994 nachgeschickt




und


- mit einer weiteren Zusammenstellung heute auf den Tisch gelegt worden.

Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet. Änderungen zur Tagesordnung, die sich aus der Magistratssitzung am 14. Sep​tember 1994 ergeben haben.


Öffentliche Sitzung


Punkt 14.

Abschluß einer Rahmendienstvereinbarung
- Drs. 586 -

mit dem Gesamtpersonalrat der Landeshaupt-






stadt Kiel






- Im Magistrat abgelehnt -


Punkt 15.

Änderung der Grundsätze für die Aufstellung
- Drs. 628 -






des Stellenplanes






- Im Magistrat vom Dezernenten zurückgezogen -   


Punkt 48.

Aufgabenkritik/Prüfaufträge auf der
- Drs. 666 -






Grundlage des Ratsbeschlusses vom






16./17. Dezember 1993






- Im Magistrat zurückgestellt -


Nichtöffentliche Sitzung


Punkt 1 a) Einrichtung einer Spielbank in Kiel





- Vom Dezernenten zurückgezogen -
- Drs. 569 -

Die Dringlichkeit aller nachgereichten Anträge und Vorlagen wird einver-


nehmlich anerkannt.

Stadtrat Dr.   W u l f f    (CDU) beantragt, Top 8 g) - Drs. 665 - gemein​sam mit dem Antrag TOP 9 i) - Drs. 616 - unter 9 i) sowie den Antrag 

TOP 9 s) - 691 - unter TOP 10. - Nachtragshaushaltssatzung - zu beraten.

Stadträtin   P a h n k e   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) schlägt vor, die Tages​ordnungspunkte 8 b) - Drs. 557 -, 9 k) - Drs. 618 und 685 - sowie 9 p) 


- Drs. 641 - gemeinsam zu beraten, und zwar unter 8 b).

Gegen die vorgeschlagene Verfahrensweisen erhebt sich kein Widerspruch.

Das Material bleibt jeweils gemäß seiner Numerierung eingeordnet, da auch


die Abstimmung jeweils dort erfolgen wird.

Stadtrat Dr.   W u l f f   (CDU) beantragt, den Tagesordnungspunkt 12. der Nichtöffentlichen Sitzung in Öffentlicher Sitzung zu beraten. Dagegen er​hebt sich kein Widerspruch. Der bisherige TOP 12 der Nichtöffentlichen Sit​zung wird neuer TOP 49 der Öffentlichen Sitzung).


Stadtrat
T o v a r   (SPD) bringt den im Magistrat abgelehnten Tagesord-

nungspunkt 14.   Drs. 586 - als Fraktionsantrag wieder ein und beantragt, ihn vor den Tagesordnungspunkten 12. und 13. zu behandeln. Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.

Stadtpräsidentin    R e y e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Tagesord​nung in der nunmehr vorliegenden, geänderten Fassung fest.

4. Einwohneranfragen 


a) Grünordnungsplanungen des Baudezernates
- Drs. 491 -

Hierzu liegt folgende Einwohneranfrage von Julian Wiethold  vor:



1. Ist der Magistrat der Landeshauptstadt Kiel bereit, Grünordnungspläne

begleitend zu Bebauungsplänen auch weiterhin grundsätzlich dann aufzu​stellen, wenn Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege er​heblich betroffen sind oder will er künftig Grünordnungspläne nur




dann aufstellen, wenn dies zwischend gesetzlich vorgeschrieben ist?



2. Wie bewertet das Umweltschutzamt als Untere Naturschutzbehörde die

Aussagen des Stadtplanungsamtes zum künftigen Aufstellungsverfahren für Grünordnungspläne und bei welchen Voraussetzungen hält die UNB die Aufstellung von Grünordnungspläne für geboten?



3. Beabsichtigt der Magistrat als Folge von "Engpässen im Grünflächenamt"

künftig die Beteiligung der anerkannten Naturschutzverbände, der Ortsbeiräte und der Öffentlichkeit bei Grünplanungen zu beschneiden?

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) antwortet im Namen des Magistats. Die Antwort ist dieses Tagesordnungspunkt nachgeheftet.



Eine Zusatzfrage wird ebenfalls beantwortet.



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen         

b) Flächennutzungsplan, Vorentwurf September 1993              - Drs. 679 -

Hierzu liegt folgende Einwohneranfrage von Bürger aus Kiel-West vor:

Das Stadtplanungsamt will gemäß og. Flächennutzungsplan die Grünflächen am Kronshagener Weg/Mühlenweg und Hasseldieksdammer Weg/Westring in Son​derbauflächen umwandeln. Schon wieder geht wichtiger Lebensraum in die​sem Stadtgebiet verloren. Nachdem für die neue Mühlenweg-Autobahn und die Telekom bereits Tausenden von Quadratmetern Kleingartengebiet ver​nichtet wurde, sollen nun noch weitere Gärten ersatzlos unter Beton und Asphalt verschwinden.

Ein weiteres Stück Lebensqualität für diesen Stadtteil geht verloren. Der ohnehin schon starke Verkehr auf Westring, Autobahn und demnächst Mühlenweg-Autobahn soll nun über die geplante Ansiedlung von Fachmärk​ten noch intensiviert werden - mit den entsprechenden Auswirkungen auf Luft, Leben, Gesundheit und Umwelt.

In einer spontanen Aktion haben sich ca. 600 unmittelbare Anwohner des betroffenen Gebiets gegen eine Umwandlung der Grünflächen ausgesprochen (siehe Unterschriftensammlung).

1. Will das Stadtplanungsamt auch gegen die Wünsche und Interessen der betroffenen Bürger an diesem Vorhaben festhalten:

2. Es steht in Kiel schon genügend Fläche für Fachmärkte zur Verfügung; und Pläne zur Ausweitung bestehenden Gebiete sollen jetzt realisiert werden (z.B. Citti Markt, Alte Weide). Gibt es überhaupt eine Unter​suchung über weiteren Bedarf an Fachmarktflächen in Kiel?

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) antwortet im Namen des Magistats. Die Antwort ist dieses Tagesordnungspunkt nachgeheftet.



Eine Zusatzfrage wird ebenfalls beantwortet.



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

5. Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde sind von den Fraktionen bzw. von Ratsmitgliedern keine Themen angemeldet worden.


Die Aktuelle Stunde entfällt damit heute.

6. Genehmigung der Niederschrift der Sitzungen der Ratsversammlung am 


28 April 1994, 19. Mai 1994 und 16. Juni 1994

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Niederschriften ausgelegen haben und keine Einwendungen eingegangen sind.

Antrag:  Die Niederschriften über die Sitzungen der Ratsversammlung am



      28. April 1994, 19. Mai 1994 und 16. Juni 1994 werden genehmigt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

7. Mitteilungen der Stadtpräsidentin 


Unterschriftensammlung

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, der Kieler Verein zur Wohn​raumbeschaffung für Studenten und Auszubildende e.V. habe dem Büro der Stadtpräsidentin einen von mehr als 200 Bürgerinnen und Bürgern unterzeich​neten Appell zur Erhaltung von billigem Wohnraum und dem Erhalt der histo​rischen Wohngebäude in Kiel übermittelt.

Der Appell wurde vom Büro der Stadtpräsidentin am 21. Juni 1994 bereits den Fraktionen zugesandt. Die Unterschriften können im Büro der Stadtpräsiden​tin eingesehen werden.


Kenntnis genommen.


Weitere Mitteilungen liegen nicht vor.

8. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

a) Erlaß des innenministers des Landes Schleswig-              - Drs. 587 -



Holstein zum Stellenplan 1994                     



Kenntnis genommen                                 

b) Perspektiven für die Theater und Orchester in               - Drs. 557 -



öffentlicher Verantwortung                        



Kenntnis genommen                                 

c) Berichtsauftrag "Für mehr Steuergerechtigkeit-              - Drs. 632 -



gegen Wirtschafts- und Steuerkriminalität"        



Beschluß der Ratsversammlung vom 30.09.93         



Kenntnis genommen                                 

d) Beteiligung der Landeshauptstadt Kiel an der                - Drs. 662 -



Finanzierung der Investitionen des Energie-       



konzeptes der Stadtwerke Kiel AG                  



Kenntnis genommen                                 

e) Auflistung aller städtischen Beratungsstellen               - Drs. 663 -



sowie der mit städtischen Zuschüssen finanzierten 



Beratungsstellen freier Träger                    



Kenntnis genommen                                 

f) Neuregelung des kommunalen Finanzausgleichs                 - Drs. 664 -



ab 01.01.1994                                     



hier: Beschluß der Ratsversammlung vom 17.02.1994  



Kenntnis genommen                                 

g) Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts                  - Drs. 665 -



zur Verpackungssteuer                             



Kenntnis genommen                                 

h) Fortschreibung des Mietspiegels der                         - Drs. 669 -



Landeshauptstadt Kiel                             



Kenntnis genommen                                 

9. Anträge der Fraktion 

a) Durchführung einer flächendeckenden Umwelt-                 - Drs. 564 -



verträglichkeitsprüfung (UVP) zur Neuaufstellung  



des Flächennutzungsplans                          

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

A) Die Verwaltung wird beauftragt, eine flächendeckende Umweltverträg​lichkeitsprüfung (UVP) zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes durchzuführen. Gegenstand einer solchen UVP, die für das gesamte Plangebiet und auf der Grundlage vorhandenen Datenmaterials zu erfol​gen hat, ist die Ermittlung, Darstellung und Bewertung der Umweltaus​wirkungen bei Umsetzung des vorliegenden Flächennutzungsplans.

Neben den Schutzgütern Mensch, Tier und Pflanze, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft sowie Kultur- und Sachgüter sind dabei auch übergreifende Aspekte bzw. Wirkungsbereiche zu behandeln (Verlagerung von Verkehrsströmen, Ausweitung von Flächenansprüchen, Schadstoffbe​lastungen, Lärm, Konflikte mit Biotopverbund/Grünflächenvernetzung, Strukturveränderungen z.B. infolge Aufgabe landwirtschaftlicher Nut​zung in Entwicklungsbereichen etc.).

B) Die Verwaltung wird beauftragt, von geeigneten GutachterInnen Angebo​te über die Leistungen einzuholen, die zur Ergänzung der bereits vor​liegenden Gutachten und zur Erstellung einer Umweltverträglichkeits​studie im oben dargestellten Sinn erforderlich sind. Das Einholen der Angebote hat so zu erfolgen, daß die entsprechenden Mittel zum



2. Nachtragshaushalt 1994 eingeworben werden können.


Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

2. Da zwischenzeitlich Herr Dr. Piltz eingetroffen ist, wird an dieser Stelle der Tagesordnungspunkt 2. Verpflichtung eines neuen Ratsmitgliedes wiederaufgenommen.

Auf die obigen vorstehenden einleitenden Bemerkungen der Frau Stadtprä-


sidentin wird verwiesen.

Stadtpräsdientin   R e y e r   (SPD) begrüßt Herrn Dr. Piltz in den Rei​hen der Ratsversammlung und verbindet damit den Wunsch auf gute Zusam​menarbeit.

Die Stadtpräsidentin verpflichtet Herrn Dr. Piltz nach § 33 Abs. 5 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein durch Handschlag auf die gewis​senhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten und führt ihn in seine Tätig​keit ein.

b) Neubürgerscheckheft                                         - Drs. 565 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Für Neubürgerinnen und Neubürger wird als Serviceleistung der Landes-


hauptstadt Kiel ein Neubürgerscheckheft erstellt.

Unter dem Arbeitstitel "Kiel heißt Sie willkommen!" sollen Neubürgerin​nen und Neubürgern ausgewählte Sehenswürdigkeiten der Stadt sowie andere Angebote privater und öffentlicher Art nahe gebracht werden. Ziel des Scheckheftes ist es, über das kostenlose Kennenlernen von Einrichtungen und Angeboten das Einleben in der Stadt zu erleichtern und Interesse für weitere Nutzungen zu wecken.

Im einzelnen könnte das Scheckheft an Gutscheinen bzw. Vergünstigungen


enthalten:


1. An öffentlichen Angeboten:



- eine Karte für das Opern- und Schauspielhaus



- eine Karte für ein städtisches Hallen- und Freibad



- einen Besuch im Stadtmuseum



- einen Besuch der Kunsthalle

- einen Kurs je nach Wahl an der Volkshochschule



- eine Rathausführung mit anschließender Turmbesichtigung


2. An privaten Angeboten:



- eine Kieler Karte für drei Tage der KVAG

- eine Karte für den Besuch einer Sportveranstaltung, z.B. bei




Holstein Kiel



- einen Besuch des Freilichtmuseums in Molfsee

- ein Probeabonnement der "Kieler Nachrichten" für 2 Wochen

- eine Werksbesichtigung je nach Wahl führender Kieler Betriebe,




wie z.B. HDW, MaK, Hagenuk, Honeywell-Elac, Arsenal.


Diese Angebote lassen sich beliebig erweitern bzw. ändern.

Das Neubürgerscheckheft ist kostenneutral zu konzipieren und kostenlos abzugeben. Zur Erreichung dieses Zieles sollen Sponsoren für die Angebo​te sowie Werbekunden gewonnen werden. Die Koordinierung könnte von einer auf diesem Gebiet erfahrenen Institution, wie z.B. der Tourist-Informa​tion Kiel oder einem Dritten übernommen werden.

Ratsfrau   J ö h n k   (SPD) beantragt Überweisung an den Kultur- und


den Wirtschaftsausschuß.


Beschluß:  einstimmig

c) Stellvertretendes Mitglied im                               - Drs. 610 ​Rechnungsprüfungsausschuß                         


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

In den Rechnungsprüfungsausschuß wird folgendes stellv. Mitglied


gewählt:


Dr. Andreas Piltz 


Dänischenhagener Straße 32 


24159 Kiel 


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

d) Stellvertretendes Mitglied im Wirtschaftsausschuß           - Drs. 611 


​Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:


In den Wirtschaftsausschuß wird folgendes stellv. Mitglied gewählt:


Dr. Andreas Piltz 


Dänischenhagener Straße 32 


24159 Kiel 


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

e) Stellvertretendes Mitglied im Jugendhilfeausschuß           - Drs. 612 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:


In den Jugendhilfeausschuß wird folgendes stellvertretendes Mitglied


gewählt:


Lothar Harms


Virchowstraße 23


24116 Kiel


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

f) Umbau Joachimplatz und Friesenbrücke                        - Drs. 613 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Der Magistrat wird beauftragt zu prüfen, ob und ggf. welche kostenspa​renden Maßnahmen bzw. Varianten im Rahmen des Umbaus/Neubaus Joachim​platz/Friesenbrücke unter welchen Bedingungen realisierbar sind.


Ein Bericht hierüber soll der Ratsversammlung möglichst bis zu ihrer


Sitzung im Oktober 1994 zur Kenntnis gegeben werden.


Stadträtin   P a h n k e   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) stellt folgenden


Ergänzungsantrag:

"Der Bericht soll auch auskunft darüber geben, welche Konsequenzen ein Baustop bis zur Fertigstellung der neuen Fritjof-Nansen-Schule hätte."

Nach achtminütiger Sitzungsunterbrechung auf Antrag der SPD-Ratsfraktion stellte Stadtpräsidentin   R e y e r  (SPD) zunächst den Ergänzungsan​trag zur Abstimmung.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

g) Zukunft des Flughafens Holtenau                             - Drs. 614 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Der Magistrat wird beauftragt, der Ratsversammlung bis zum 17. November 1994 eine Bestandsaufnahme der wirtschaftlichen, finanziellen und öko​logischen Situation des Flughafens Holtenau vorzulegen. Dabei sollen folgende Anspekte besonders berücksichtigt werden:


a) Welche tatsächliche Bedeutung hat der Flughafen als Standortfaktor


für die Wirtschaftsregion?


b) Welche Kosten erwachsen der Stadt Kiel aus dem Flughafenbetrieb in


den nächsten 10 Jahren?


c) Welche Umweltbelastungen entstehen durch den Flughafenbetrieb?


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

h) Flächenkooperation mit Gemeinden im Kieler Umland           - Drs. 615 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen und der Ratsversammlung Bericht zu erstatten, welche Möglichkeiten für gemeinsame Stadt/Umland-Flächen​nutzungen insbesondere für Gewerbeansiedlung und Wohnungsbau grundsätz​lich bestehen. Die Prüfung soll das Verfahren der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes und der Durchführung der Umweltverträglichkeits​prüfung zum Flächennutzungsplan berücksichtigen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-                       

i) Erhebung einer Steuer auf Einwegverpackungen                - Drs. 616 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Die Verwaltung wird beauftragt, die Voraussetzungen zur Erhebung einer Steuer auf Einwegverpackungen ab dem Haushaltsjahr 1995 vorzubereiten

und der Ratsversammlung spätestens zu den Haushaltsberatungen im Dezem-


ber 1994 eine entsprechende Beschlußvorlage vorzulegen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-                       

j) Eintrittsgebühr für das Schiffahrtsmuseum                   - Drs. 617 ​


und den Warleberger Hof                           


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Erhebung einer geringen Eintrittsgebühr ab 1. November 1994 für Besucher des Schiffahrtsmuseums und des Warleberger Hofes, um den Haushalt der Stadt Kiel zu entlasten.


Zurückgezogen

k) Sanierung des Schauspielhauses                              - Drs. 618 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

1. Da der von der Ratsversammlung beschlossene Neubau eines Schauspiel​hauses in der nächsten Zeit nicht realisiert werden kann, wird die Verwaltung beauftragt, alle notwendigen Maßnahmen im Einvernehmen mit dem zukünftigen Künstlerischen Leitungsteam zu ergreifen, um eine langfristige Bespielbarkeit der Spielstätte Holtenauer Straße zu si​chern.



Zu veranlassen sind insbesondere:

a) Die Planung der erforderlichen Baumaßnahmen und die Erstellung der für den Haushalt und die Beantragung der Landesmittel erforderli​chen Unterlagen:

b) die unverzügliche Aufnahem von Verhandlungen mit dem Land, um si​cherzustellen, daß die Landeshauptstadt Kiel zum frühestmöglichen Zeitpunkt einen angemessenen Anteil aus den für Theaterumbau und Sanierung vorgesehenen Mittel des Landes erhält.

2. Die für die Planung erforderlichen Mittel (zu 1 a) sind unverzüglich



bereitzustellen.

Die für den Umbau erforderlichen Mittel sind von der Verwaltung in



den Haushalt einzubringen.

3. Soweit bei den Planungs- und Baumaßnahmen theaterspezifische Fragen

zu berücksichtigen sind, werden die Städtischen Ämter durch ein Ar-



chitektenbüro unterstützt.

Dieses ist im Einvernehmen mit dem Künstlerischen Leitungsteam zu



benennen.

4. Die Verwaltung wird beauftragt, gemeinsam mit dem Künstlerischen Leitungsteam die Nutzungsmöglichkeiten der "Halle 400" für den Thea​terbetrieb (z.B. Fundus, Probebühne) zu prüfen. Hierbei sind insbe​sondere Kooperationsmöglichkeiten mit dem Museumsbereich in die Über​legungen einzubeziehen.

Sollte diese Halle nicht geeignet sein, sind auch andere Objekte in die Überlegungen einzubeziehen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

k) Sanierung des Schauspielhauses                              - Drs. 685 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:


1. Die Ratsversammlung bekräftigt ihren Beschluß vom 18. März 1993 zum



Neubau des Schauspielhauses.

2. Für den Fall, daß in der Landeshauptstadt Kiel ein Spielcasino einge​richtet wird, sollen die Einnahmen aus dem Spielcasino zweckgebunden für den Neubau eines Schaupielhauses verwendet werden.

3. Der Magistrat wird gebeten, bis dahin die Bespielbarkeit des Schauspielhauses zu sichern.

Stadtpräsidentin    R e y e r   (SPD) stellt die vorliegenden Anträge der SPD-Ratsfraktion/Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN" - Drs. 618 ​und der CDU-Ratsfraktion   Drs. 685 - alternativ zur Abstimmung.


Dabei erhält der interfraktionelle Antrag von SPD-Ratsfraktion- 


Bündnis 90 DIE GRÜNEN die Mehrheit der abgegebenen Stimmen.


Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -            

l) Änderung der Zuständigkeitsordnung                          - Drs. 634 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

In der Zuständigkeitsordnung für den Kulturausschuß (Nr. 7) unter D.


Ziff. 13 wird das Wort "Freikartenordnung" gestrichen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

m) Umbesetzung des Umlegungsausschusses                        - Drs. 636 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Ratsherr Heinz Malonn wird als Mitglied und Ratsherr Arno Witt wird als stellvertretendes Mitglied und stellvertretender Vorsitzender des Umle​gungsausschusses abberufen.

Ratsherr Arno Witt wird Mitglied und bürgerliches Mitglied Martin Lau​terbach, Moltkestraße 13, 24105 Kiel, wird stellvertretender Vorsitzen​der des Umlegungsausschusses.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

m) Umbesetzung des Umlegungsausschusses                        - Drs. 680 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

1. Ratsherr Jürgen Silz wird als Mitglied, Gerhard Koller als stellvertretendes Mitglied abgewählt.

Gerhard Koller wird als Mitglied, Friedrich-Wilhelm Komp als stell​vertretendes Mitglied des Umlegungsausschusses gewählt.


2. Stadtrat Hans-Werner Tovar wird als stellvertretendes Mitglied abge-



wählt.

Ratsherr Jürgen Silz wird als stellvertretendes Mitglied gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

n) Nachwahl im Ortsbeirat Wik                                  - Drs. 637 


​Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:


Für das ausgeschiedene Mitglied Patricia Donner wird

Frau Uta Bansemer, Projensdorfer Straße 150, 24106 Kiel, in den og. Ortsbeirat gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

o) Busspuren im Kieler Stadtgebiet                             - Drs. 638 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Die Busspuren im Kieler Stadtgebiet, die nicht mindestens im 3-Minuten​Takt durch Busse in den Fahrplanspitzenzeiten zwischen 6.00 und 9.00 Uhr und am Nachmittag zwischen 15.00 und 17.00 Uhr befahren werden, werden beseitigt. Neue Busspuren werden nur dann gebaut, wenn die Durchgängi​keit in einem Straßenzug und eine Mindestfrequenz von einem Bus in 3 Mi​nuten gewährleistet sind.


Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -            

p) Produktionskosten des Spielplans 1994/95                    - Drs. 641 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Der Dezernent für die Bühnen der Landeshauptstadt Kiel wird aufgefor​dert, bis zur Ratsversammlung am 13. Oktober 1994 dazu Stellung zu neh​men,

-  ob über die dafür in den Haushalten 1994/95 eingestellten Haushalts​mittel hinaus Forderungen der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel zum Ausgleich der Kosten der Saison 1994/95 zu erwarten sind,

-  ob sichergestellt ist, daß im Falle zu erwartender erhöhte Produkti​onskosten deren Ausgleich nicht zu Lasten der finanziellen Mittel für die notwendigen Sanierungsarbeiten geht, und


-  welche Maßnahmen eingeleitet wurden, um den Bühnen der Landeshaupt-

stadt Kiel die Berechung der Kosten einzelner Produktionen zu



ermöglichen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-                       

q) Wahl eines stellvertretenden Mitglieds des                  - Drs. 677 -




Kulturausschusses                                 




Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Für das ausscheidende stellvertretende Mitglied des Kulturausschusses, Herr Rüdiger Fricke, wird als neues stellvertetendes Mitglied gewählt:




Ratsfrau




Edina Dickhoff




Kirchenweg 10




24143 Kiel




Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

r) Umbesetzung im Ausschuß für Soziales, Jugend und            - Drs. 684 ​



Gesundheit des Deutschen Städtetages Schleswig-   




Holstein                                          




Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Ratsherr Markus Peters scheidet aus dem Ausschuß für Soziales, Jugend und Gesundheit des Deutschen Städtetages Schleswig-Holstein aus.




Anstelle von Ratsherrn Markus Peters wird




Ratsfrau Eva Martens

in den Ausschuß für Soziales, Jugend und Gesundheit des Deutschen




Städtetages Schleswig-Holstein entsandt.




Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

10. Betreff:  2. Nachtragshaushaltssatzung der Landeshauptstadt    - Drs. 621 





​Kiel für das Haushaltsjahr 1994 und den           Nachtragswirtschaftsplan der Hafen- und           





Verkehrsbetriebe für das Wirtschaftsjahr 1994


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:


siehe Anlage


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) verweist auf die vorliegenden Berau-


tungsunterlagen:


- Druckentwurf


- Vorbericht


- Nachmelde- und Kürzungsliste


sowie


- Veränderungsnachweis in der Fassung "Beschluß Magistrat", der zur



Sitzung auf den Tisch gelegt worden ist.

Bürgermeister    Z i m m e r    (CDU) bringt die 2. Nachtragshaushaltssat​zung in der Fassung des Veränderungsnachweises gemäß Beschluß des Magi​strats vom 14. September 1994 ein.

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, den Antrag der SPD-Ratsfraktion zu 9. s), der auf den Tisch gelegt und dessen Dringlich​keit anerkannt worden ist, unter diesem Tagesordnungspunkt mitzuberaten. Er ist nachgeheftet.

Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

Zwei weitere Fraktionsanträge - Drs. 688 und 690 - wurden innerhalb einer Zusammenstellung auf den Tisch gelegt. Sie sind ebenfalls nachgeheftet.

Dabei braucht über Drs. 688 nicht einzeln abgestimmt zu werden, da er be​reits in den og. Veränderungsnachweis eingearbeitet ist.

Beschluß über Drs. 690:   Nach Antrag - mit Mehrheit

Ratsfrau    J ö h n k   (SPD) stellt namens ihrer Fraktion folgenden Antrag:

"In dem 2. Nachtragshaushalt 1994 werden unter der Haushaltsstelle 331.008.940, Umbau- und Sanierungsmaßnahmen im Bereich der Bühnen - Pla​nungsmittel -, Mittel in Höhe von 200.000,00 DM und eine VE in Höhe von 100.000,00 DM für Planungsarbeiten Schauspielhaus bereitgestellt."

Beschluß:    Nach Antrag - mit Mehrheit

Stadtrat Dr.   W u l f f   (CDU) beantragt, im Veränderungsnachweis den Textpassus bei Haushaltsstelle 115.635 (Verwaltungshaushalt) zu streichen.

Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt nunmehr den Veränderungsnach​weis in der vorliegenden Fassung zur Abstimmung.

Beschluß:   mit Mehrheit

Beschluß über die 2. Nachtragshaushaltssatzung einschl. der beschlossenen Änderung:   -   mit Mehrheit

Bürgermeister   Z i m m e r   (CDU) verliest die Haushaltssatzung in der nunmehr vorliegenden Fassung. Die Vorlage Drs. 621 enthält die beschlosse​nen Zahlen.

Abschließend stellt Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) die Haushaltssat​zung zur Abstimmung.

Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit

Ein Veränderungsnachweis mit allen in der Sitzung der Ratsversammlung be​schlossenen Änderungen ist der Vorlage Drs. 621 nachgeheftet.

s) Initiativenzentrum Königsweg 65                             - Drs. 691 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Die Landeshauptstadt Kiel unterstützt auch weiterhin die Arbeit der bisher im Königsweg 65 untergebrachten Vereine und Beratungsstellen.

Da den vom Abriß des dortigen Gebäudes betroffenen Gruppen keine unter Kostenaspekten adäquaten städtischen Ersatzräumlichkeiten zur Verfügung gestellt werden konnten, wird ihnen ab 01. Oktober 1994 bis zum Zeit​punkt einer dauerhaft tragfähigen Unterbringungslösung ein Mietkostenzu-

schuß in Höhe von 2.000,00 DM pro Monat für ein anzumietendes Objekt ge​währt.

Die entsprechenden Haushaltsmittel sind in dem 2. Nachtragshaushalt 1994 sowie im Haushalt 1995 bereitzustellen.



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

   10. 2. Nachtragshaushaltssatzung der Landeshauptstadt           - Drs. 690 



​Kiel für das Haushaltsjahr 1994



hier: Interfraktioneller Antrag SPD-Ratsfraktion/



Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

In dem 2. Nachtragshaushalt 1994 werden Mittel in Höhe von 6.000,00 DM als Mietkostenzuschuß (je 2.000,00 DM für die Monate Oktober bis Dezem​ber 1994) für die vom Abriß des Gebäudes Königsweg 65 betroffenen Verei​ne und Beratungsstellen bereitgestellt.



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

2. Nachtragshaushaltssatzung der Landeshauptstadt           - Drs. 688 

​Kiel für das Haushaltsjahr 1994



hier: Änderungsantrag



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

In dem 2. Nachtragshaushalt 1994 werden unter der Haushaltsstelle 021-500, Unterhaltung der Gebäude, zusätzliche Mittel in Höhe von 17.000,00 DM für die Umgestaltung des Behindertenaufzuges westlich der Brücke zwischen Sophienblatt und Hauptbahnhof bereitgestellt.



Zurückgezogen

11. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 528 




​0220/644 - Nicht durch Versicherung gedeckte      




Schadensleistungen -                              


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag:  Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe

in Höhe von 30.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 0220/644 - Nicht durch Versicherung gedeckte Schadensleistungen- . Die Mehrausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen bei der Haushaltsstelle 0220/167 - Erstattung von Ausgaben des Verwaltungshaushalts von übrigen Bereichen -.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

12. Betreff:  Vorruhestandsregelung für Arbeitnehmer/innen         - Drs. 630 




​der Landeshauptstadt Kiel                         


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag:  Der Regelung über ein vorzeitiges Ausscheiden von Arbeitnehmerinnen  und Arbeitnehmern aus dem Dienst der Landeshauptstadt Kiel (sog. 58er-Regelung) wird zugestimmt.


Vertagt

13. Betreff:  Einrichtung von Qualitätszirkeln in städtischen      - Drs. 585 



​Ämtern und Betrieben                              


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: 1. Das Amt für Organisation und Verwaltungsreform (04) wird

beauftragt, bei den städtischen Ämtern und Betrieben sog. "Quailtätszsirkel" einzurichten. Die Mitarbeit in diesen Zir​keln erfolgt auf freiwilliger Basis innerhalb der Arbeitszeit.

        2. Die Mitarbeiterinnen der Landeshauptstadt Kiel werden in geeig​neter Form nachdrücklich zur Teilnahme an den Qualitätszirkeln ermutigt. Das Referat für Frauen wird die Verwaltung hierbei un​terstützen. Auf die besonderen zeitlichen Belange von Teilzeit​kräften ist bei der Durchführung der Qualitätszirkel zu achten.

Der Anteil weiblicher Beschäftigter in den Qualitätszirkeln soll mindestens ihrem Anteil an der Anzahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in dem Arbeitsbereich entsprechen, aus dem der Qua​litätszirkel besetzt wird. Bei der Anmeldung zu den Qualitäts​zirkels wird darauf hingwiesen, daß auf Wunsch Qualitätszirkel nur für Frauen (unter der Leitung einer Moderatorin) aus demsel​ben Aufgabenbereich eingerichtet werden, wenn dadurch nicht die Qualitätszirkelarbeit von Männern in dem Aufgabenbereich verhin​dert wird.

Bei allen Berichten über die Arbeit und die Ergebnisse der Qua​litätszirkel ist darzustellen, durch welche Maßnahmen und mit welchem Erfolg die besondere Motivierung von Mitarbeiterinnen durchgeführt wurde.

        3. Die Mitglieder der Qualitätszirkel werden für ihre Arbeit in den Zirkeln bis zu acht Stunden im Monat von ihren eigentlichen Auf​gaben freigestellt. Die Tätigkeit in den Qualitätszirkeln gilt als Arbeitszeit. Soweit durch die Teilnahme an den Sitzungen der Qualitätszirkel an den Arbeitsplätzen Arbeitsrückstände entste​hen, die durch Überstunden bzw. Mehrarbeit ausgeglichen werden müssen, werden die Ämter ermächtigt, in entsprechendem Umfang Freizeitausgleich innerhalb eines Jahres zu gewähren. Falls dies in Ausnahmefällen nicht möglich ist, erfolgt eine Bezahlung der Über- bzw. Mehrarbeitsstunden. Bei der Festlegung der Termine für die Sitzungen der Qualitätszirken sind dringende Belange der Dienststelle in ausreichendem Umfang zu berücksichtigen. In be​gründeten Einzelfällen haben dringende dienstliche Belange Vor​rang.

        4. Die Qualitätszirkel sind nicht in die bestehende Hierarchie ein​gebunden und unterstehen nicht den Weisungen der Amtsleiter/in​nen bzw. der Dezernenten/Dezernentinnen. Sie arbeiten eigenver​antwortlich unter Leitung eines Moderators/einer Moderatorin. Ihre Vorschläge/Empfehlungen sind in Form von kurzen Ergebnis​protokollen festzuhalten. Die AGA wird bei nächsten Gelegenheit geändert.

        5. Die von den Qualitätszirkeln erarbeiteten Vorschläge werden zu​nächst von je einem/einer Vertreter/in des Amtes 04 und des Ge​samtpersonalrats gemeinsam gesichtet und ggf. aufbereitet. Sie werden anschließend einer Arbeitsgruppe zur weiteren Prüfung und Beurteilung vorgelegt, die aus jeweils einem/einer Vertreter/ Vertreterin des Gesamtpersonalrats und des jeweiligen zuständi​gen Einzelpersonalrats und zwei Vertretern/Vertreterinnen des Amtes 04 besteht. Eine Vertreterin des Referats für Frauen nimmt

mit beratender Stimme an der Arbeitsgruppe teil. Die Arbeits​gruppe beteiligt die jeweiligen Amtsleiter/innen bei der Bera​tung der Vorschläge. Soweit Fachämter und Personalrat einzelnen Vorschlägen zustimmen, werden diese von den Ämtern und Betrieben mit Unterstützung des Amtes 04 umgesetzt. Bevor Vorschläge, über die unterschiedliche Auffassungen bestehen, an den Magistrat weitergeleitet werden, soll der Oberbürgermeister mit dem Ziel eingeschaltet werden, doch noch eine Einigung herbeizuführen. Ein/e Vertreter/in der Arbeitsgruppe wird bei der Erörterung seiner/ihrer Vorschläge im Magistrat gehört. Der Magistrat ird auch über die einvernehmlich umgesetzten Vorschläge unterrich​tet.



6. Die Verwaltung wird beauftragt, bis zu 16 Moderatoren/Moderato-

rinnen extern ausbilden zu lassen, wobei mindestens die Hälfte Frauen sein sollen. Die Auswahl erfolgt zunächst über eine Aus​schreibung, an der sich sämtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbei​ter beteiligen können. Die endgültige Entscheidung trifft - un​ter Beteiligung der Frauenbeauftragten und des Personalrates ​der Oberbürgermeister. Für die Ausbildung wird ein Institut aus​gewählt, das die Moderatoren/innen befähigt, die gleichberech​tigte Mitarbeit der Frauen in den Qualitätszirkeln zu ermögli​chen. Die Moderatoren/innen sollen zunächst die Sitzungen der Qualitätszirkel moderieren und dafür sorgen, daß diese Aufgabe von Mitarbeiter/innen aus den Qualitätszirkeln, die intern aus​gebildet werden sollen, nach angemessener Zeit selbst wahrgenom​men werden. Die voll ausgebildeten 16 Moderatoren/Moderatorinnen sollen später auch in anderne Bereichen eingesetzt werden. Ent​sprechender Bedarf ist gerade im Hinblick auf die Verwaltungsre​form und die dazu erforderlichen Zwischenschritte vorhanden.



7. Zur Durchführung der Qualitätszirkelarbeit wird der Ansatz bei

den Mitteln für Aus- und Fortbildung im Haushaltsplan 1995 um 130.000,00 DM erhöht (HHSt. 08/562).



8. Der Haushaltsansatz für Verbesserungsvorschläge (HHSt.: 08/462)

wird im Haushaltsplan 1995 von 6.200,00 DM auf 20.000,00 DM auf​gestockt. Gleichzeitig werden die "Richtlinien für Verbesse​rungsvorschläge" vom 01.09.1992 so geändert, daß Vorschläge aus den Qualitätszirkeln nach diesen Bestimmungen behandelt und hierfür bis zu 100 % höhere Prämien gewährt werden können (Anla​ge 1).


Vertagt

14. Betreff:  Abschluß einer Rahmendienstvereinbarung mit          - Drs. 586 




​dem Gesamtpersonalrat der Landeshauptstadt Kiel   

Dies ist nur zur Erinnerung für TO - für Antrag   




neue Drs vergeben


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag:  Dem Abschluß der als Anlage beigefügten Rahmendienstvereinbarung zwischen der Landeshauptstadt Kiel und dem Gesamtpersonalrat der Landeshauptstadt Kiel wird zugestimmt.

Wie bei der Genehmigung der Tagesordnung beschlossen, wird dieser TOP vor


den Punkten 12. und 13. beraten.

Diese Vorlage ist im Magistat am 14. September 1994 bei Stimmengleichheit abgelehnt worden und ist als Fraktionsantrag der SPD-Ratsfraktion und der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN von Stadtrat Tovar bei der Genehmigung


der Tagesordnung wieder eingebracht worden.

Stellv. Stadtrat    V o i g t   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) stellt folgenden


Änderungsantrag:

"Dem Abschluß der als Anlage beigefügten Rahmendienstvereinbarung zwischen der Landeshauptstadt Kiel und dem Gesamtpersonalrat der Landeshauptstadt Kiel wird mit den im Folgenden unter den Punkten 1. bis 3. verzeichneten Änderungen zugestimmt.

Der Magistrat wird aufgefordert, die genannte Rahmendienstvereinbarung mit dem Gesamtpersonalrat der Stadt Kiel abzuschließen.

1. § 1 Durch die Rahmendienstvereinbarung sollen die Folgen, die sich aus der Haushaltskonsolidierung während der Dauer des Reformprozesses für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ergeben können, sozialverträglicher gestaltet werden.

2. § 7 Über eine Privatisierung von städtischen Einrichtungen und Leistun​gen wird erst dann entschieden, wenn unter Berücksichtigung (gestrichen: "trotz Ausschöpfung") aller Modernisierungs- und Rationalisierungsmög​lichkeiten die private angebotene Leistung auf Dauer preiswerter ist."

3. § 10 (Ergänzen als letzten Satz:) Die Nachwirkung ist begrenzt auf die Dauer und die Auswirkungen der Verwaltungsreform und der Haushaltskonso​lidierung (Vertragsgegenstand)."

Stellv. Stadtrat   R o g a c k i   (CDU) beantragt namens seiner Fraktion


Überweisung in den Personalausschuß, hilfsweise Vertagung.

Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag:  Abgelehnt - mit Mehrheit -


Vertagt


                                    

15. Betreff:  Änderung der Grundsätze für die Aufstellung des      - Drs. 628 ​Stellenplanes vom 21./22. Februar 1991            


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag:  Die Grundsätze für die Aufstellung des Stellenplanes vom 21./22.




Februar 1991 werden wie folgt geändert:




a)
Ziffer 1.4 erhält nachstehenden Wortlaut:

"(wenn) in gleichem finanziellem Umfang andere Planstellen vom Antragsteller zur Streichung angeboten werden.

Ausgenommen von diedsen Kriterien ist lediglich die Einrich​tung von Ausbildungsplanstellen in unabweisbar notwendigem Umfang."




b)
Ziffer 1.5 wird gestrichen.




c)
In der Ziffer 2 Abs. 1 und 2 und in der Ziffer 4 Abs. 4 wird

das Wort "Hauptamt" durch die Wörter "Amt für Organisation und Verwaltungsreform" ersetzt.




d)
In Ziffer 4 Abs. 3 wird der Halbsatz "Zifer 1.4 und 1.5 gel-

ten entsprechend" durch den Halbsatz "Ziffer 1.4 gilt ent​sprechend" ersetzt.


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat 

16. Betreff:

Aufstellung der Vorschlagsliste für die Wahl der     - Drs. 631 -

ehrenamtlichen Richterinnen und Richter beim      


Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungsgericht   


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Die nachstehend aufgeführten 19 Damen und Herren werden dem Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungsgericht für die Wahl zu ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern vorgeschlagen:



1.

Enemark, Jens, Bauleiter, Rönner Weg 42 



2.

Engeleke, Silke, Hausfrau, Düppelstraße 22 



3.

Fricke, Rüdiger, Dipl.-Sozialpädagoge, Klagenfurter Weg 125 



4.

Fröhlich, Kurt, Dipl.-Ingenieur, Turkuring 26 



5.

Gemind, Maria, Philologin, Samwerstraße 32 



6.

Harm, Claus-Peter, Kfz.-Mechaniker, Marienbader Straße 33 



7.

Krabbenhöft, Lotti, Vesicherungsangest. a.D., Eckenerplatz 14 



8.

Kreis, Günther, Kaufm.-Angestellter i.R., Stockholmstraße 21 



9.

Dr. Krüger, Joachim, Arzt, Blücherplatz 9



10. Makoschey, Eckard, Brenner, Kieler Kamp 65 



11. Potjans, Rolf, Dipl.-Ing., Prüne 11 

12. von Randow, Sabine, Dipl.-Agraringenieurin, Holtenauer Straße 194 



13. Reimers, Gerd, Elektrotechniker, Felsenstraße 27 



14. Rüchel, Harro, Dipl.-Ing. (TU), Holtenauer Straße 176 



15. Stich, Ursula, Arzthelferin, Brückenstraße 29 

16. Stolley, Bernd, Elektrotechniker, Haferkamp 26 

17. Tschorn, Rainer, Angestellter, Blücherstraße 25 



18. Vierck, Johannes, Versicherungskaufmann, Bustorfer Weg 65 



19. Weber, Horst, Angestellter, Charles-Roß-Ring 68 


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -                       

17. Betreff:

Genehmigung einer Eilentscheidung des                - Drs. 543 -

Oberbürgermeisters                                


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: Die Eilentscheidung des Oberbürgermeisters vom 19.07.1994 (Anlage



1) wird genehmigt.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -                       

18. Betreff:

Benutzungsentgelt der Müllverbrennung Kiel GmbH      - Drs. 622 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag: Der Vertreter der Stadt in der Gesellschafterversammlung



der Müllerverbrennung Kiel GmbH wird angewiesen, der Erhöhung

des Benutzungsentgeltes ab 01.10.1994 zuzustimmen für



a) Anlieferungen im Rahmen der Systemabfuhr von 30,60 DM auf






33.60 DM je angefangene 100 kg



b) Anlieferungen außerhalb der Systemabfuhr von 40,60 DM auf

43,60 DM je angefangene 100 kg zuzüglich gesetzliche Umsatzsteuer.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff:

Änderung der Abfallgebührensatzung                   - Drs. 623 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: Die als Anlage beigefügte Nachtragssatzung zur Abfallgebührensat-



zung wird beschlossen.

Die Änderung aus Umweltausschuß und Magistrat, die heute auf den Tisch ge​legt wurden und nachgeheftet sind, werden Bestandteil der Gesamtvorlage.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-                       

20. Betreff:

Beschaffung eines Gabelstaplers für die Deponie      - Drs. 635 -




Schönwohld                                        




hier: Genehmigung einer Eilentscheidung des OB    


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag:  Die Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe bei der HHSt.

721.000.9350 - Fahrzeuge und sonstige Transportmittel - i.H. von 47.600,00 DM wird zugestimmt.




Die Deckung erfolgt durch Mehreinnahmen bei der HHSt.

721.000.345 - Aus dem Verkauf beweglicher Sachen -i.H.v. 20.500,-- DM und durch Minderausgaben bei der HHSt. 720.000.9350 -Fahrzeuge und sonstige Transportmittel - i.H.v. 27.100,00 DM.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

21. Betreff:

Änderung der Entgeltsordnung für das                 - Drs. 559 -

Bergschulheim St. Andreasberg                     


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: Der als Anlage beigefügte 11. Nachtrag zur Entgeltsordnung für



das Bergschulheim St. Andreasberg vom 12.11.1970 wird genehmigt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

22. Betreff:

Rechtsstatus der Toni-Jensen-Schule - Integrierte    - Drs. 607 -

Gesamtschule i.E. - der Landeshauptstadt Kiel     


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:  Die Toni-Jensen-Schule - Integrierte Gesamtschule i.E. -

wird, vorbehaltlich der Zustimmung durch die Schulaufsichtsbehör​de, ab Schuljahr 1994/95 als Integrierte Gesamtschule weiterge​führt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-                       

23. Betreff:

Wahl der Mitglieder des Kunstbeirates der            - Drs. 619 -

landeshauptstadt Kiel                             


Berichterstatter:  Stadträtin Schuckenböhmer

Antrag: Als freischaffende Künstler/innen oder Architekt/innen: 1. Franz Petersen-Storck, Christian Kruse-Straße 10, 

24118 Kiel

2. Günter Wiese, Altbülk, 24229 Strande

3. Diethelm Hoffmann, Dänische Straße 24, 24103 Kiel Vertreter/innen:



1. Karl Fettweis, Charlottenhof, 24214 Neuwittenbek



2. Franziska Stubenrauch, Ostring 184, 24143 Kiel



3. Jürgen Baade, Am Wiesenhof 7, 24107 Kiel



als kunstsachverständige Person:

Frau Dr. Marina Sauer, Muhliusstraße 53, 24103 Kiel



Vertreterin:

Frau Dr. Bärbel Manitz, Hansastraße 66, 24118 Kiel


Beschluß:

Nach Antrag - mit Mehrheit-                       

24. Betreff:

Neuwahl von Mitgliedern für den Kultursenat der      - Drs. 626 -

Landeshauptstadt Kiel                             


Berichterstatter:  Stadträtin Schuckenböhmer


Antrag: Als Mitglied des Kultursenats werden gewählt

a) aus dem Kreise des Rektors/der Rektorin und der Projektoren/Pro​jektorinnen der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (gem.






§ 2 Abs. 1 Ziff. 1)






Prof. Dr. Reinhard Schmidt-Rost, Kirchenberg 21, 24145 Kiel

b) die von der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel vorgeschla​genen vier weiteren Vertreter/Vertreterinnen (gem. § 2 Abs. 1 Ziff. 2)

Prof. Dr. Albert Jeck, Hamburger Landstraße 4 a, 24113 Kiel Prof. Dr. Bernhard Glienke, Am Trammer See 16, 24306 Plön






Prof. Dr.-Ing. Wilfried Härtel, Holmredder 88, 24107 Kiel






Prof. Dr. Bernd Sponheuer, Brammerkamp 4, 24159 Kiel

c) der/die von der Muthesius-Hochschule - Fachhochschule für Kunst und Gestaltung - vorgeschlagene Vertreter/Vertreterin (gem. § 2 Abs. Ziff 2)






Prof. Bernhard Schwichtenberg, Karl-Müllenhoff-Weg 7, 24159 Kiel

d) folgende sieben Persönlichkeiten des kulturellen Lebens der Landeshauptstadt Kiel (gem. § 2 Abs. 1 Ziff. 3)






1. Holger Henze, Friedrichsruher Weg 111, 24159 Kiel






2. Dr. Jürgen Hacker, Caprivistraße 7, 24105 Kiel






3. Götz Dietsche, AUTOKRAFT, Von-der-Tann-Straße 27, 24114 Kiel






4. Dr. Werner Busch, Rothenberg 21, 24109 Melsdorf






5. Prof. Dr. Ing. Günter Mix, Meimersdorfer Weg 209,








24145 Kiel






6. Dr. Walter Bernhardt, Hermann-Ehlers-Akademie,








Gurlittstraße 3, 24106 Kiel






7. Dr. Mins Minssen, Scharnhorststraße 2, 24105 Kiel


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff:

2. Nachtragssatzung zur Satzung der Landes-          - Drs. 627 -

hauptstadt kiel über den Kultursenat vom 28.01.94


Berichterstatter:  Stadträtin Schuckenböhmer

Antrag:  Der in der Anlage beigefügten 2. Nachtragssatzung zur Satzung




der Landeshauptstadt Kiel über den Kultursenat wird zugestimmt.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

26. Betreff:

Schließung der Medizinischen Badeabteilung im        - Drs. 574 -




Altenzentrum Neumühlen-Dietrichsdorf              


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter

Antrag:  Der Betrieb der Medizinischen Badeabteilung wird bis spätestens

zum 31. Dezember 1994 eingestellt. Das Bewegungsbad sollte erhal​ten bleiben.


Ratsherr


W e t z e l   (SPD) beantragt, den Antrag wie folgt zu fassen:


"Der Betrieb der Medizinischen Badeabteilung wird bis spätestens zum


31. Dezember 1994 eingestellt. Das Bewegungsbad bleibt erhalten."


Beschluß:

mit Änderung einstimmig

27. Betreff:

Abriß des Altenheimes Klausdorfer Weg und            - Drs. 590 -





Errichtung einer Wohnanlage für vorrangig ältere  





Menschen mit flexiblem Dienstleistungsangebot     


Berichterstatter:  StR Schroedter

Antrag: Die Verwaltung wird beauftragt, die Verhandlugnen mit der KWG



aufzunehmen mit dem Ziel



1. den Abriß des Gebäudes durch  die KWF vornehmen zu lassen

2. die Planungen mit der KWG zu erarbeiten, die die Erstellung einer neu zu errichtenden Wohnanlage vorrangig für ältere Menschen mit flexiblem Dienstleistungsangebot ermöglichen.


Stadtrat


S c h r o e d t e r   (SPD) beantragt folgende Ergänzung des

Antrages gemäß Beschluß des Magistrats vom 14. September 1994:


In Ziff. 2 des Antrages wird eingefügt nach dem Wort KWG





"Im Rahmen eines Gutachterverfahrens"


Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

28. Betreff:  Neubau von öffentlichen Kinderspiel- und             - Drs. 584 ​Bolzplätzen im Rahmen der Entwicklungsmaßnahme    

Kiel-Wellsee                                      


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter

Antrag: 1. Im Rahmen der Entwicklungsmaßnahme Kiel-Wellsee werden im II.

und III Bauabschnitt öffentliche Kinderspiel- und Bolzplätze eingerichtet.

        2. Das Grünflächenamt wird gemäß § 5 Abs. II der Baumittelrichtli​nien beauftragt, die nach § 9 Abs. III Gemeindehaushaltsverord​nung erforderlichen Unterlagen zu erstellen.


        3. Zugestimmt wird folgenden Raumprogrammen:

Öffentlicher Spielplatz in Wellsee, II. BA Spielplatztyp




Gerätespielplatz/900 m 




Altersgruppe

Kinder und Jugendliche im Alter von 6 bis 17 Jahren. Im Neubau​gebiet Wellsee sollte bevorzugt an jüngere Kinder, auch Klein​kinder und deren Begleitpersonen gedacht werden, da diese zu​nächst die größte Gruppe in diesem Gebiet stellen werden.




Anlage und Ausstattung

Es ist ein Bereich für kleinere Kinder mit ausreichend großer Sandspielfläche und zwei Wackeltieren, Spieltischen und Sitzbän​ken für die Begleitpersonen zu erstellen.

Der Bereich für die größeren Kinder (8 bis 17 Jahre) soll vom og. Teil räumlich getrennt sein.

Um viele Spielaktivitäten (klettern, rutschen, schaukeln) zu bieten und die erforderlichen Sandflächen möglichst klein zu halten, ist eine kombinierte Spielanlage vorzusehen. Dabei ist die Hangsituation als Spielmöglichkeit mit einzuplanen.

Der Knick als Abgrenzung zum nördlichen V. BA soll erhalten wer​den, ebenso der Obstbaumbestand.




Behinderte:

Die Außenanlage sind durch entsprechende bauliche Maßnahmen so zu gestalten, daß Behinderte ungehinderten Zugang zum Gelände haben.




DIN-Vorschriften

Die jeweils gültigen DIN-Vorschriften 7926 - Kinderspielgeräte ​und 18034 -Spielplätze für Wohnanlagen - sind zu beachten. Eben​so ist auf die Verwendung von unbehandeltem Holz Wert zu legen.

Öffentlicher Ballspielplatz in Wellsee, II. BA

Spielplatztyp

Ballspielfläche/2.700 m 

Altersgruppe

Kinder und Jugendliche im Alter von 6 bis 17 Jahren sowie Be​gleitpersonen, wobei davon auszugehen ist, daß die Ballspielflä​che eher von älteren Kindern und Jugendlichen genutzt werden wird.

Anlage und Ausstattung

Die Fläche soll Nutzungsmöglichkeiten für Bolzen, Volleyball und Basketball bieten.

Um den Rasenverschleiß im Torbereich der Bolzfläche gering und damit die Nutzbarkeit auch bei nassem Wetter zu erhalten, ist die Anschaffung von stabilen aber dennoch transportablen Toren notwendig, die von den Spielerinnen und Spielern selbst versetzt werden können. Auf Ballfangzäune kann verzichtet werden.

Die Volleyballanlage soll auf einem abgegrenzten Sandfeld installiert werden, um so eine Art Beach-Volleyball-Spiel zu ermöglichen.

Für die Basketballanlage ist die Herstellung einer befestigten Fläche notwendig. Das Feld soll dem z.Z. sehr beliebten Street​ball (drei Spieler pro Mannschaft) dienen.

Behinderte:

Die Außenanlagen sind durch entsprechende bauliche Maßnahmen so zu gestalten, daß Behinderte ungehinderten Zugang zum Gelände haben.

DIN-Vorschriften

Die jeweils gültigen DIN-Vorschriften 7926 - Kinderspielgeräte ​und 18034 - Speilplätze für Wohnanlagen - sind zu beachten. Ebenso ist auf die Verwendung von unbehandeltem Holz Wert zu legen.

Raumprogramm für die öffentliche KSP in Wellsee, III. BA

KSP I, Spitze Eiche

Spielplatztyp

Gerätespielplatz/2.000 m 

Altersgruppe

Kinder und Jugendliche im Alter von 6 bis 17 Jahren. Wegen der direkten Nachbarschaft zur Kindertagesstätte soll auch ein Be​reich für jüngere Kinder eingeplant werden.

Anlage und Ausstattung

Es soll ein Bereich für jüngere Kinder mit einer Spielanlage mit Schaukel und Rutsche (Art Sandspielhof) eingerichtet werden. Hierzu gehören u.a. eine Sandkiste und mind. zwei Wackeltiere auf Stahlfedern. Darüber hinaus ist die Erstellung einer Matschecke mit Wasserspielgerät beabsichtigt. Die räumliche Nähe

des Regenwasserteiches wird die Kinder zu Wasserspielen animie​ren, die besser an einem Spielgerät stattfinden als in der zu schützenden Natur.

Der Bereich für die größeren Kinder (8 bis 17 Jahre) sollte vom og. Teil räumlich getrennt sein. Da die Fläche an einem Hang liegt, soll der obere Teil des Spielplatzes mit dem unteren mit einer langen Rutschenanlage verbunden werden. Um den Aufstieg möglichst attraktiv zu gestalten, sind hierfür z.B. Hängebrücken oder Kletterwände einzuplanen. Außerdem ist eine überdachte Sitzecke vorzusehen.

Behinderte

Die Anlagen sind durch entsprechende Maßnahmen so zu gestalten, daß Behinderte ungehinderten Zugang zum Gelände haben. Ggfs. ist der Aufbau eines behindertengerechten Spielgerätes (z.B. Roll​stuhl-Karusell oder -Wippe) vorzusehen, soweit das erhebliche Gefälle (5 m) es zuläßt.

DIN-Vorschriften

Die jeweils gültigen DIN-Vorschriften 7926 - Kinderspielgeräte ​und 18034 - Spielplätze für Wohnanlagen - sind zu beachten. Ebenso ist auf die Verwendung von unbehandeltem Holz Wert zu le​gen.

KSP II, südöstl. Rand

Spielplatztyp

Treffpunkt für größere Kinder und Jugendliche/800 m 

Altersgruppe

Kinder und Jugendliche ab zwölf Jahren sollen hier einen Platz zum Reden und Treffen erhalten.

Anlage und Ausstattung

Für den og. Zweck ist eine Sitzecke, evtl. eine Art Picknick​tisch mit weitgefaßter Überdachung aufzustellen, um den Jugend​lichen auch bei nassem Wetter einen ungestörten Platz zum Zu​rückziehen zu bieten. Darüber hinaus soll für sportliche Betä​tigung eine Tischtennisplatte, bei Bedarf vielleicht auch eine Mal- und Spraywand aufgestellt werden.

Spielgeräte für kleinere Kinder sind nicht beabsichtigt.

Behinderte

Die Außenanlagen sind durch entsprechende bauliche Maßnahmen so zu gestalten, daß Behinderte ungehinderten Zugang zum Gelände haben.

DIN-Vorschriften

Die jeweils gültigen DIN-Vorschriften 7926 - Kinderspielgeräte ​und 18034 - Speilplätze für Wohnanlagen - sind zu beachten. Ebenso ist auf die Verwendung von unbehandeltem Holz Wert zu legen.

KSP III, südwestl. Rand

Spielplatztyp

Gerätespielplatz für kleinere Kinder/800 m 

Altersgruppe

Kinder im Alter von 6 bis 12 Jahren sollen hier einen Tobe- und Spielplatz erhalten, auf dem es nicht zu Konflikten mit Älteren kommt.

Anlage und Ausstattung

Der Platz soll für die Jüngsten eine Sandkiste mit Wackeltieren erhalten. Darüber hinaus ist ebensol die Anlage einer Sitzecke für die begleitenden Erwachsenen (und auch für die Kinder) ein​geplant. Je nach reellem Platz wäre ein weiteres Spiel- oder Klettergerät wünschenswert. Darüber hinaus ist eher an die In​stallation von Optik-Spielen (z.B. Wasserprisma Fa. Richter) ge​dacht, um den Kindern neue Anreize zu bieten.

Behinderte

Die Außenanlagen sind durch entsprechende bauliche Maßnahmen so zu gestalten, daß Behinderte ungehinderten Zugang zum Gelände haben. Die Optikgeräte sind auch für Behinderte bespielbar.

DIN-Vorschriften

Die jeweils gültigen DIN-Vorschriften 7926 - Kinderspielgeräte ​und 18034 - Spielplätze für Wohnanlagen - sind zu beachten. Ebenso ist auf die Verwendugn von unbehandeltem Holz Wert zu legen.

Die beiden letztgenannten Spielplätze liegen an den Endpunkten eines öffentlilchen Grünzuges. Entlang des hier durchführenden Wanderweges sollen verschiedene Spieleinrichtungen installiert werden, die vor allem das gemeinsame Spiel von Kindern und El​tern anregen.

KSP IV, Nördl. Mähwiese

Spielplatztyp

Gerätespielplatz mit Ballspielfläche/1.800 m 

Altersgruppe

Kinder und Jugendliche im Alter von 6 bis 17 Jahren sollen hier einen ausreichend großen Rahmen für Bewegungsspiele erhalten. Zu rechnen ist wegen der abseitigen Lage hinter einer weiteren Grünfläche eher mit älteren Kindern und Jugendlichen.

Anlage und Ausstattung

Wegen der großen Fläche im Grünen ist die Anlage eines Tarzan​schwingers vorzusehen. Der Platz soll durch Rutschentürme und Hängebrücken gegliedert werden, und ein überdachter Sitzplatz (Pavillon) soll hier eine Treffpunkt für ältere Kinder und Ju​gendliche schaffen.

Darüber hinaus ist die Einrichtung einer sog. multifunktionalen Ball- und Laufspielfläche mit Basketballkörben, Volleyballnetz

u.ä. geplant. Wegen der abseitigen Lage werden sich Beschwerden über Lärmbelästigungen eher in Grenzen halten, so daß der KSP vor allem Austobefunktion erhalten kann.






Behinderte

Die Außenanlagen sind durch entsprechende bauliche Maßnahmen so zu gestalten, daß Behinderte ungehinderten Zugang zum Gelände haben






DIN-Vorschriften

Die jeweils gültigen DIN-Vorschriften 7926 - Kinderspielgeräte ​und 18034 - Spielplätze für Wohnanlagen - sind zu beachten. Ebenso ist auf die Verwendung von unbehandeltem Holz Wert zu le​gen.






Zu 1. und 2.:

- Endgültiger Beschluß durch die Ratsversammlung -






Zu 3.:

- Endgültiger Beschluß durch den Magistrat -

29. Betreff:

Aufstellung eines Zaunes zur Sicherung der           - Drs. 540 -





Becken des Eiderbades Hammer                      

hier: Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe     


Berichterstatter:  Stadträtin Lebert

Antrag: a. Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe

bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 571.049.960 in Höhe von 13.100,00 DM für die Beschaffung und Aufstellung eines Zaunes zur Sicherung der Becken des Eiderbades Hammer.

b. Der Betrag wird gedeckt durch Minderausgaben in derselben Höhe bei der Haushaltsstelle 571.000.9350 - Fahrzeuge und sonstige Transportmittel -.


Beschluß:

 Nach Antrag - einstimmig -

30. Betreff:

Bebauungsplan 853 für das Baugebiet Kiel-            - Drs. 595 -





Neumeimersdorf, südlich Eisenbahn Kiel-Hamburg,   

östlich Bundesstraße 404 (Aufstellungsbeschluß)   


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  Für das Baugebiet Kiel-Neumeimersdorf, südlich Eisenbahn Kiel-Hamburg, östlich Bundesstraße 404, wird die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 853 beschlossen.




Das Gebiet ist im beigefügten Übersichtsplan gekennzeichnet.


Beschluß:

 Nach Antrag - einstimmig -

31. Betreff:

Bebauungsplan Nr. 713 für das Baugebiet Kiel-        - Drs. 596 -





Schilksee-Dorf, südwestlich Salzwiesenweg,        

nordwestlich Schilkseer Straße, nördlich Alter    Kirchenweg, östlich Kleingartenanlage "Alter Kirchenweg", Flurstück 35/1, Gemarkung Schilksee, Flurstück 1 (teilweise)                           (Entwurfsbeschluß)                                


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  Für das Baugebiet Kiel-Schilksee-Dorf, südwestlich Salzwiesenweg, nordwestlich Schilkseer Straße, nördlich Alter Kirchweg, östlich Kleingartenanlage " Alter Kirchweg", Flurstück 35/1, Gemarkung Schilksee, Flurstück 1 (teilweise) wird der Bebauungsplan Nr. 713 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf be​schlossen.

Der städtebaulichen Begrünmdung wird zugestimmt.

Der Bauausschuß hat der Vorlage in seiner Sitzung am 01.09.1994 bei einer


Enthaltung zugestimmt.

Der Umweltausschuß behandelt die Vorlage in seiner Sitzung am 13.09.1994.


Das Beratungsergebnis wird mündlich vorgetragen.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e    (SPD) trägt eine vom Umweltausschuß be-


schlossene, redaktionelle Änderung vor:

- Zu streichen auf Seite 3 der städtebaulichen Begründung zum Bebauungsplan 713,
4. Absatz, letzter Satz ab:

"....und daß zusätzliche heranziehbare Bereiche im räumlichen .." bis Ende 5. Absatz "..... zu erreichen."


- Dafür neu:

"... und deswegen außerhalb des Bebauungsplangebietes der restliche Aus​gleich zu schaffen ist. Vorgesehen ist, dafür eine ca. 1,54 ha große - der​zeit noch intensiv als Grünland genutzte Fläche - zu extensivieren. Die Fläche befindet sich im Eigentum der Stadt Kiel."

Beschluß über Drs. 596 in der nunmehr vorliegenden, geänderten Fassung:


Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

32. Betreff:

Grünordnungsplan zum B-Plan 713 (Schilksee-Dorf)     - Drs. 597 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  Dem in der Sitzung ausliegenden Grünordnungsplan zum B-Plan 713





sowie dem dazugehörgen Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

33. Betreff:

Bebauungsplan Nr. 837 und Aufhebung des Bebauungs-   - Drs. 598 -






planes Nr. 28 für das Baugebiet Kiel-Mitte,       

Beselerallee, Gerhardstraße, Düppelstraße,        

Adolfstraße (Entwurfsbeschluß)                    


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Mitte, Beselerallee, Gerhardstraße, Düppel​straße, Adolfstraße wird der Bebauungsplan Nr. 837 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

Gleichzeitig wird die Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 28 für das Baugebiet Kiel-Mitte, Beselerallee, Gerhardstraße, Düppelstraße, Adolfstraße entsprechend dem in der Sitzung anhängenden Plan als Entwurf beschlossen.



Der städtebaulichen Brgründung wird zugestimmt.

Gemäß § 2 Abs. 2 des Maßnahmengesetzes zum Baugesetzbuch wird von der Anwendung des § 3 Abs. 1 des BauGB (frühzeitige Bürgerbeteili​gung) abgesehen. Die Bürgerinnen und Bürger erhalten im Rahmen der öffentlichen Auslegung Gelegenheit zur Erörterung der Planung.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

34. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 840 und Aufhebung eines            - Drs. 599 ​




räumlichen Teilbereiches aus dem Bebauungsplan    

Nr. 844 für das Baugebiet Kiel-Mettenhof, Vaasa-  straße, Skandinaviendamm, nördlich und östlich des Bildungszentrums Mettenhof, östlich des Heiden-   berger Teiches und der Schule am Heidenberger     Teich, nördlich der Wohnbebauung am Aalborgring   (Entwurfsbeschluß)                                


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Für das Baugebiet Kiel-Mettenhof, Vaasastraße, Skandinaviendamm, nördlich und östlich des Bildungszentrums Mettenhof, östlich des Heidenberger Teiches und der Schule am Heidenberger Teich, nörd​lich der Wohnbebauung am Aalborgring wird der Bebauungsplan Nr. 840 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Ent​wurf beschlossen.

b) Für das Baugebiet Kiel-Mettenhof, nördlich der Wohnbebauung am Aalborgring, zwischen Heidenberger Teich, Schule am Heidenberger Teich und Skandinaviendamm wird die Aufhebung eines räumlichen Teilbereiches aus dem Bebauungsplan Nr. 444 (Baugebiet: Kiel​Mettenhof, Stadtgrenze, Einkaufs- und Verwaltungszentrum Metten​hof, Schulgrundstücke am Heidenberger Teich) entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.





Der städtebaulichen Begründung zu a) und b) wird zugestimmt.

c) Gemäß § 2 Abs. 2 des Maßnahmengesetzes zum Baugesetzbuch wird von der Anwendung des § 3 Abs. 1 des BauGB (frühzeitige Bürger​beteiligung) abgesehen. Die Bürgerinnen und Bürger erhalten im Rahmen der öffentlichen Auslegung Gelegenheit zur Erörterung der Planung.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -                       

35. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 727 für das Baugebiet              - Drs. 600 ​



Kiel-Pries, Koppelberg, Zum Badestrand, Grüffkamp (Satzungsbeschluß)                                


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  I. Die Bedenken und Anregungen zum Entwurf des Bebauungsplanes

Nr. 727, der vom 04.04.1994 bis 16.05.1994 öffentlich ausgele​gen hat, von






a) dem Umweltschutzamt






b) dem Gerwerbeaufsichtsamt Kiel






werden berücksichtigt.

c) dem Kreisverband Kiel der Kleingärtner e.V.







werden nicht berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Pries, Koppelberg, Zum Badestrand, Grüf​kamp, wird der Bebauungsplan Nr. 727 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

36. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 802 b für das Baugebiet Kiel-      - Drs. 601 




​Mitte, südlich Johann-Meyer-Straße, westlich      

IBM-Gebäude (Hamburger Ch. 2-4), nördlich         


Bundesbahnstrecke, östlich Neubau Bodelschwingh-  

Haus (Satzungsbeschluß)                           


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: I. Die zu dem öffentlich ausgelegten Bebauungsplan Nr. 802 vorge​brachten Bedenken und Anregungen von

a) dem BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V., Kreisgruppe Kiel, werden soweit sie den Geltungsbereich

des Bebauungsplanes Nr. 802 b betreffen, teilweise berück​sichtigt.

b) den Stadtwerken Kiel AG werden, soweit sie den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 802 b betreffen, berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Mitte, südlich Johann-Meyer-Straße, west​lich IBM-Gebäude (Hamburger Chaussee 2-4), nördlich Bundesbahn​strecke, östlich Neubau Bodelschwingh-Haus, wird der Bebauungs​plan Nr. 802 b entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.

Der städtebaulichen Bründung wird zugestimmt.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

37. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 825 für das Baugebiet Kiel-        - Drs. 602 




​Neumühlen-Dietrichsdorf zwischen Heikendorfer Weg 

und Carl-Peters-Straße, nördlich Kindertagesheim





Carl-Peters-Straße 9-11 (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:

Für das Baugebiet Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf, zwischen

Heikendorfer Weg und Carl-Peters-Straße, nördlich Kindertagesheim Carl-Peters-Straße 9 - 11 wird der Bebauungsplan Nr. 825 ent​sprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung be​schlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

38. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 822 für das Baugebiet Kiel-        - Drs. 603 



​Mitte, Flämische Straße, Alter Markt, Dänische    

Straße, Burgstraße und Eggerstedtstraße           


(Behebung von Rechtsverstößen)                    


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  Die textlichen Festsetzungen Nr. 5 und Nr. 7.3 im Bebauungsplan

Nr. 822 werden zur Behebung von Rechtsverstößen entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan neu gefaßt.


Beschluß:

 Nach Antrag - einstimmig -

39. Betreff:

Hörnsanierung / 3. Fährterminal                      - Drs. 604 -





Grundsatzentscheidung zur Hörn-Brückenplanung     

- Neue Fußgänger-/Radfahrerbrücke -               

- Die Anlagen sind gesondert beigefügt -          


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: 1. Das vorliegende Gutachten zur Hörn-Brückenplanung wird zur

Kenntnis genommen (Anlagen 1/2). Die Vorschläge hinsichtlich Brückensteg, Fördeschiff-Anleger und Brückenkopfbereichen sind situationsprägend und maritimgerecht gestaltet und im Zuge der weiteren Planung grundsätzlich weiterzuverfolgen.

2. Die Verwaltung wird beauftragt zur Variante "Zug-Klapp-Brücke" sowie zur Lösungsalternative "hydraulisch betriebene 1- bzw. 2-Feldklappbrücke" die weiteren technisch funktionalen Detailab​klärungen insbesondere für eine Abschätzung der Ausführungs-, Unterhaltungs-, und Betriebskosten (incl. ggf. notwendiger Per​sonalkosten) kurzfristig mit den Gutachtern vorzunehmen).

3. Die Frage der notwendigen Spannweite (öffenbarer Brückenteil) ist mit allen Beteiligten insbesondere mit den Hafen- und Ver​kehrsbetrieben der Landeshauptstadt Kiel zu klären. Hierbei ist eine bedarfsgerechte Reduzierung im Verhältnis zur bisher pro​jektierten Durchfahrtsbreite von 22,50 m anzustreben.

4. Die Verwaltung wird beauftragt, schnellstmöglichst Lösungsvor​schläge für die Fuß- und Radwegeanbindungen der geplanten Hörn​brücke auf dem West- und Ostufer zu entwickeln.

Die Planungen sollen ostseitig Anbindungsmöglichkeiten der Brük​ke an das Gaardener Zentrum einbeziehen. - Die Ergebnisse sind dem Bauausschuß spätestens im Frühjahr 1995 vorzulegen.

5. Die Terminplanung zum vorgesehenen Verfahrensablauf (Anlage 3) wird zur Kenntnis genommen.


Beschluß:

Nach Antrag - mit Mehrheit-

40. Betreff:

Grünordnungsplan zum B-Plan 670 (3. Bauabschnitt     - Drs. 65 -

Wohngebiet Wellsee)                               


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Dem in der Sitzung ausliegenden Grünordnungsplan zum B-Plan 670



sowie dem dazugehörigen Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß:

 Nach Antrag - einstimmig -                       

41. Betreff:

Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 606 -

700.040.351 - Stadtentwässerung; Grundstücks​anschlußkanäle                                    hier: Genehmigung einer Eilentscheidung des       

Magistrats                                  


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Folgende Eilentscheidung des Magistrats nach § 82 Abs. 1 

S. 3 GO vom
06.07.1994 - Punkt 4 der Tagesordnung - wird genehmigt:

Bei der Haushaltsstelle 700.040.951 - Stadtentwässerung; Grund​stücksanschlußkanäle - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 557.000,00 DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei den Haushaltsstellen




700.000.350 - Erschließungsbeiträge








nach dem BBauG                          2.000,00 DM




700.000.351 - Beiträge nach dem KAG                 540.000,00 DM




700.205.345 - Einnahme aus der Veräußerung








der Gasmaschinenanlagen                15.000,00 DM








                                      557.000,00 DM


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

42. Anträge der Fraktion 

42. Betreff:

Neufestsetzung des KVAG-Fahrtarifs                   - Drs. 555 -


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag:  Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafter-

versammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschafterversammlung oder im schriftlichen Verfahren gemäß § 12 Abs. 4 Satz 2 des Gesellschaftervertrages einem Be​schluß gemäß § 12 Abs. 4 Satz 2 des Gesellschaftervertrages einem Beschluß gemäß dem Wortlaut des Antrages der als Anlage beigefüg​ten Vorlage der Kieler Verkehrsaktiengesellschaft vom 08.07.1994 zuzustimmen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

42. Neufestsetzung des KVAG-Fahrtarifs                             - Drs. 686 -


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterversammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschaf​terversammlung oder im schriftlichen Verfahren gem. § 12 Abvs. 4 Satz 2 des Gesellschaftsvertrages einen Beschluß gemäß dem wie folgt geänderten Wort​laut des Antrages der als Anlage beigefügften Vorlage der Kieler Verkehrs​AG vom
8. Juli 1994 zuzustimmen:

1. Der KVAG-Fahrtarif wird in der Fassung der anlage 1 der Vorlage des Vor​standes der KVAG vom 11. Mai 1994 neu festgesetzt.

2. Im voraus erworbene und nicht ausgenutzte Fahrausweise können noch acht Wochen nach Inkrafttreten der Tarifänderung benutzt werden. Danach können diese Fahrausweise gegen Zuzahlung umgetauscht werden.

Die gewählten Aufsichtsratsmitglieder der VVK und der KVAG nehmen an


der Beratung und Beschlußfassung nicht teil.

Hierzu wurde ein Alternativantrag der CDU-Ratsfraktion - Drs. 686 - auf


den Tisch gelegt.

Stadtrat   T o v a r   (SPD) beantragt, die Drs. 686 nicht als Alternativ​antrag, sondern als Änderungsantrag zu behandeln.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt zunächst über diesen Antrag von


Stadtrat Tovar abstimmen.


Beschluß:   Nach Antrag - mit Mehrheit

Nach einer zehnminütigen, von Stadtrat Dr.   W u l f f    (CDU) beantragten Unterbrechung, stellt Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) den CDU-Antrag


- Drs. 686 - als Änderungsantrag zur Abstimmung.


Beschluß über Drs. 686  Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über den Ursprungsantrag - Drs. 555:


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

43. Betreff:  Semester-Ticket                                      - Drs. 495 -


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag:  Der Ausschuß für Wirtschaft und Kieler Woche empfiehlt der Ratsversammlung, folgenden Beschluß zu fassen

Die entsandten Vertreterinnen der Landeshauptstadt Kiel in den Aufsichtsräten der Kieler Vekehrs AG und der Versorgung und Ver​kehr Kiel GmbH werden angewiesne, sich in den Aufsichtsratssitzun​gen am 08.07.1994 für eine Beschlußfassung für die Einführung ei​nes Semestertickets zum Preis von 37,00 DM einzusetzen.

Dieser Punkt wird erst in der kommenden Ratsversammlung am 13. Oktober 1994 behandelt.


Beschluß:  Zurückgestellt                                    

44. Kleine Anfragen 

a) Grabstein des ehemaligen Ratsherrn und                      - Drs. 563 ​Bürgermeisters Johannes Vysch                     

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Ist es richtig, daß der Grabstein des ehemaligen Bürgermeisters Jo​hannes Vysch zerbrochen im Garten des ehemaligen Klosterkirchhofes liegt?

2. Beabsichtigt die Landeshauptstadt Kiel, den Stein zu sichern?




Wenn ja, wie?




Wenn nein, warum nicht?

Beschluß:  Beantwortung nach Antrag -einstimmig-             


b) Pflegeversicherung                                          - Drs. 639 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Wie hoch werden die finanziellen Entlastungen für die Landeshaupt​stadt Kiel durch die Einführung der Pflegeversicherung

a) im Bereich der ambulanten Hilfe ab dem 1. April 1995

b) im Bereich der stationären Pflege ab dem 1. Januar 1996




sein?

2. Wieviele Personen der Gesamtzahl der in Kiel pflegebedürftigen Menschen werden durch die Einführung der Pflegeversicherung




a) als Finanzierung der ambulanten Hilfe




b) als Finanzierung der stationären Pflege

von der Inanspruchnahme von Sozialhilfe befreit werden?

3. Welche Höhe wird der von der Landeshauptstadt Kiel aufzubringende In​vestitionszuschlag für Pflegedienste und Pflegeeinrichtungen haben?



Beschluß:  Beantwortung nach Antrag -einstimmig-


c) Abwasser- und Müllgebühren                                  - Drs. 640 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Werden in der Landeshauptstadt Kiel die kalkulatorischen Zinsen und Abschreibungen im Bereich der Müllgebühren berechnet?

2. Auf welcher der og. Grundlagen werden die kalkulatorischen Zinsen und Abschreibungen im Bereich der Müllgebühren berechnet?

3. Soweit im Bereich des Abwassers und/oder des Mülls die kalkulatori​schen Zinsen und Abschreibungen auf der Gerundlage des Wiederbeschaf​fungszeitwertes berechnet werden: Wie hoch ist die Differenz für das Haushaltsjahr 1993 im Unterschied zu einer Berechnung auf der Grund​lage des Anschaffungs- und Herstellungswertes bei welcher Anzahl von ergangenen Gebührenbescheiden?

Beschluß:  Beantwortung nach Antrag -einstimmig-             

45. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung


am 16.06.94 


Große Anfragen


Es liegen keine Großen Anfragen vor.

46. Betreff:  Antrag der Landeshauptstadt Kiel für die             - Drs. 675 





​EU-Gemeinschaftsinitiative für städtische Gebiete 





(URBAN)                                           


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Dem als Anlage beigefügten Antrag (Operationelles Programm)

der Landeshauptstadt Kiel für eine Beteiligung an der EU-Gemein​schaftsinitiative für städtische Gebiete (URBAN) wird zugestimmt.


Beschluß:

 Nach Antrag - einstimmig -

47. Betreff:

Namensänderung der Schule Pries, Schule für          - Drs. 558 -

Geistigbehinderte                                 


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: Die Schule Pries, Schule für Geistigbehinderte, erhält den Namen "Gorch-Fock-Schule - Schule für Geistigbehinderte der Landeshaupt​stadt Kiel -"

Stadträtin   P a h n k e    (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) stellt folgenden


Alternativantrag:

"Die Schule Pries, Schule für Geistigbehinderte, erhält den Namen "Gorch​Fock-Schule, Schule für Kinder und Jugendliche mit besonderem Förderbe​darf".

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt diesen Antrag alternativ zur


Verwaltungsvorlage - Drs. 558 - zur Abstimmung.


Dabei erhält die Drs. 558 die Mehrheit der abgegebenen Stimmen.


Beschluß:

Nach Antrag - mit Mehrheit-

48. Betreff:

Aufgabenkritik/Prüfaufträge auf der Grundlage des    - Drs. 666 -

Ratsbeschlusses vom 16./17.12.1993                


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: 1. Den in Anlage A aufgeführten Konsolidierungsvorschlägen wird






zugestimmt.

Die Verwaltung wird beauftragt, unverzüglich die zur Umsetzung der Vorschläge erforderlich Maßnahmen einzuleiten.

2. Von den in Anlage B aufgeführten Ergebnissen zu den mit Beschluß der Ratsversammlung vom 16./17.12.1993 erteilten Prüfaufträgen wird Kenntnis genommen.


Beschluß:

Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

49. Betreff:

Verkauf einer ca. 3.353 qm großen Fläche an der      - Drs. 659 -





Straße Wetterbek im Bereich des B-Plan-Bereiches  

Suchsdorf-Süd an die Firma Michel Haus GmbH,      

Neumünster                                        


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag:  Dem Verkauf einer ca. 3.353 m  großen Fläche an der Straße

Wetterbek im Bereich des B-Plan-Gebietes Suchsdorf-Süd an die Fir​ma Michel Haus GmbH, Neumünster, wird zugestimmt. Der Kaufpreis für das Grundstück beträgt 390,00 DM/m , insgesamt somit 





1.307.670,00 DM.

Die Firma Michel Haus GmbH verpflichtet sich, in Höhe des Grund​stückskaufpreises Erschließungsleistungen für das B-Plan-Gebiet Suchsdorf-Süd (B-Plan Nr. 368 h) zu erbringen. Das Unternehmen wird das Baugebiet hinsichtlich der Straßen und Wege, der Straßen​beleuchtung und der Entwässerung inklusive Regenwasserentwässerung erschließen.

Sämtliche mit der Durchführung des Vertrages verbundenen Kosten und Abgaben trägt die Käuferin.

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde die Dringlichkeit anerkannt und beschlossen, diesen Punkt (vormals TOP 12 der Nichtöffentlichen Sitzung)


in Öffentlicher Sitzung zu behandeln.

Die Aufsichtsratsmitglieder der KWG sind von der Beratung und Beschlußfas​sung ausgeschlossen.

Stadtrat Dr.   W u l f f    (CDU) stellt folgenden Alternativantrag:

" Die ca. 3.353 m  große Fläche an der Straße Wetterbek im Bereich des B-Plan-Gebietes Suchsdorf-Süd wird entsprechend der Ursprungsvorlage des des Liegenschaftsamtes an die Firma Michel Haus GmbH zum Kaufpreis von 390,00 DM/m  verkauft."

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt diesen Antrag und den Ur​sprungsantrag gemäß Beschluß des Ausschusses für Finanzen und Wohnungsbau - Drs. 659 - alternativ zur Abstimmung.



Dabei erhält Drs. 659 die Mehrzahl der abgegebenen Stimmen.



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

50. Verschiedenes


Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 13. Oktober 1994 stattfindet und schließt die Öffentli​che Sitzung der Ratsversammlung.



Stadtpräsidentin             1. Schriftführer           2. Schriftführer

1. Stellv.                   1. Stellv.                 2. Stellv. Stadtpräsident                  Schriftführer              Schriftführer


Protokollführer

